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Es fehlt ihnen an allem
Die Gewerkschaft VPOD fordert bessere Arbeitsbedingungen für Kita-Mitarbeitende.

Laura Ferrari

«Kita ist kein Kinderspiel»
heisst die Petition, die mit ihrem
Namen auf die fehlende Wert-
schätzung anspielt, die diesem
Beruf entgegengebracht werde.
Stress, Überlastung und zu we-
nig Lohn gehörten zu den
Hauptproblemen des Betreu-
ungsberufes, liest man auf der
Website des VPOD. Nun hat sich
eine Gruppe von Kita-Mitarbei-
tenden mit der Gewerkschaft
zusammengeschlossen und
einen Forderungskatalog er-
stellt.

Die Petition wird am 1. Sep-
tember lanciert. «Jetzt fängt die
harte Arbeit erst an», sagt Alex-
andra Aronsky, Gewerkschafts-
sekretärin des VPOD Basel.
«Uns ist es ein Anliegen, dass
wir bei möglichst allen Kitas vor-
beigehen und nicht nur Mails an
die Leitung schicken.»Denndas
Problem für viele Kita-Mitarbei-
tende sei, dass sie nicht über ihre
Rechte Bescheid wüssten.

KlardefinierteForderungen
werdengestellt
Yael Egert* arbeitet als ausgebil-
dete Betreuerin: «Uns geht es al-
len gleich. Wenn ich mich um-
höre, erzählen alle von densel-
ben Problemen», sagt Egert.
«Aber niemand getraut sich, et-
was zu sagen. Ich weiss nicht,
woher diese Angst kommt.»

Sie erzählt aus ihrem Alltag:
«Es fehlt uns an allem. An Zeit,
an Personal. Was mich beschäf-
tigt, ist, dass wir die Aktivitäten
mit den Kindern nicht mehr
nach deren Bedürfnissen rich-
ten können, sondern es nur dar-
um geht, was gerade zeitlich
drinliegt.» Zusätzlich komme
das Betreuen der Lernenden zu
kurz, denn da müsse Zeit für Ge-
spräche und Anliegen geschaf-
fen werden. «Das können wir
nicht innerhalb von fünf Minu-

ten auf dem Gang erledigen.»
Auch Helena Kohler* arbeitet in
einer Kita in Basel-Stadt. Sie er-
zählt von ähnlichen Problemen
und hat auch konkrete Zu-
kunftsvorstellungen: «Ich finde,
unser Beruf gehört nicht zum
Sozialen, sondern sollte zur Bil-
dung gehören. Wir haben be-
reits in der Kita einige Kinder,
die eine spezielle Betreuung
bräuchten, doch dafür fehlt uns
schlicht die Zeit.» Helena Koh-
ler und Yael Egert wünschen
sich beide, dass sich in der Be-
treuung vieles ändert. Es brau-
che mehr Personal, bessere Or-
ganisation des Betreuungs-
schlüssels und mehr Lohn.

Zu den konkreten Forderun-
gen, die der Zusammenschluss

der Kita-Mitarbeitenden nun
ausformuliert hat, gehört, dass
Praktikantinnen und Praktikan-
ten aus dem Betreuungsschlüs-
sel genommen werden. Zurzeit
muss vor der Lehre zur Fachper-
son Betreuung ein Praktikum
absolviert werden. Diese jungen
Leute, meist zwischen 15 und 16
Jahren, werden in der Kita im
Betreuungsschlüssel gleich an-
gerechnet wie eine voll ausgebil-
dete Fachperson.

Dies führe zu Überlastung
auf beiden Seiten, da die Prakti-
kantinnen und Praktikanten
überfordert seien und die Fach-
personen einen doppelten Auf-
wand hätten, da sie sowohl die
KinderalsauchdieAuszubilden-
den betreuen müssten. Zudem

fordern die Arbeitnehmenden
eine klar definierte, kinderfreie
Arbeitszeit.DennwenneineBe-
treuungspersonam Schreibtisch
sitzt und administrative Aufga-
ben erledigt, zählt sie zwar als
Mitarbeitende, kann sich aber in
dieser Zeit nicht um die Kinder
kümmern. Dafür müsse genü-
gend Personal geschaffen wer-
den, so Egert und Kohler.

DiePetitionund
zwei Initiativen
Neben der Petition laufen zwei
Initiativen, die sich teilweise
überschneiden. Einerseits hat
die SP im März die Unterschrif-
tensammlung der nationalen
Kita-Initiative gestartet «Flä-
chendeckende und bezahlbare

Kinderbetreuung» gestartet, die
in der Verfassung den Grundsatz
verankern will, dass jedes Kind
einen Anspruch auf familiener-
gänzende Kinderbetreuung hat.

Gleichzeitig ist im vergange-
nen Jahr eine kantonale Kita-In-
itiative eingereicht worden. Bei
dieser Initiative wird nun seitens
des Regierungsrates entschie-
den, ob ein Gegenvorschlag for-
muliert wird. «Die kantonale In-
itiative und die Petition verfol-
gen ähnliche Ziele. Bei unserer
Petition geht es aber in erster Li-
nie um die Arbeitsbedingungen
der Betreuungspersonen», sagt
Alexandra Aronsky.

*Namen sind der Redaktion
bekannt.

Spucken ohne Folgen
Basel hält an den Covid-19-Tests an Schulen fest. Bei positivem Resultat sollen die Kinder dennoch ins Klassenzimmer.

Zara Zatti

Seit zweiWochensinddieSchul-
bänke in Basel wieder besetzt.
Das Thema Corona ist durch das
aktuell beruhigte Infektionsge-
schehen in der Schweiz stark in
den Hintergrund geraten. Ver-
schwunden ist es allerdings
nicht. Noch immer werden an
den Schulen Spucktests durch-
geführt, eine Anmeldung ist
freiwillig. Das Gesundheitsde-
partement rechnet aktuell mit
2000 Tests von Schülerinnen
und Schülern sowie Lehrperso-
nen pro Woche. Die Positivitäts-
rate liegt gerade mal bei 0,77
Prozent.

Man testet also noch auf das
Virus, doch auf das Resultat re-
agiert wird eigentlich nicht.
Denn die Kinder sollen auch bei
einem positiven Test in die
Schule, wenn sie mindestens 24
Stunden fieberfrei und in einem
guten Allgemeinzustand sind.
«Leichte Symptome können to-

leriert werden», heisst es auf der
Website des Kantons.

KrankeKinderbleibenauch
ohneTest zuHause
Das Vorgehen des Kantons irri-
tiert insofern, als dieser bei den
Informationen zum Testen an
Schulen selbst schreibt: «Co-
vid-19 kann auch von Personen
ohne Krankheitssymptome auf

andere Personen übertragen
werden.» Und weiter: «Die
Tests an Schulen erhöhen die
Wahrscheinlichkeit, diese Per-
sonen zu identifizieren und da-
mit Übertragungsketten zu
unterbrechen.» Hinzu kommt,
dass Eltern kranke Kinder wohl
auch ohne einen positiven Test
zu Hause behalten. Wieso wird
also noch immer gespuckt?

Die Schulen seien ein Abbild der
Gesellschaft und würden einen
guten Eindruck über das Aus-
bruchsgeschehen geben,
schreibt das Gesundheitsdepar-
tement. «Das Testen in Schulen
gibt uns die Möglichkeit, die In-
fektionslage in Schulen im Hin-
blick auf den Herbst engma-
schig zu überwachen und auf all-
fällige steigende Zahlen schnell

reagieren zu können.» Ausser-
dem könne es den Eltern eine Si-
cherheit geben, gerade wenn
Grosseltern die Betreuung über-
nehmen oder Risikopatienten in
der Familie leben würden.

MaximaleKostenvon
430000Franken imMonat
Zu den aktuellen Kosten der wö-
chentlichen Tests macht das Ge-
sundheitsdepartement keine
klare Angabe. Bei einem Szena-
rio von 5 Prozent Positivitätsra-
te und einer Teilnahmequote
von 20 Prozent lägen die Kosten
bei maximal 430 000 Franken
pro Monat. Die aktuellen Ausga-
ben seien deutlich tiefer.

Bei einem positiven Testre-
sultat werde die Situation indi-
viduell betrachtet. Es liege in der
Kompetenz der Erziehungsbe-
rechtigten zu entscheiden, ob sie
ihr Kind zu Hause behalten
möchten. Dies etwa, um abzu-
warten, ob sich noch Symptome
entwickeln.

Mehr Personal für
Beistandschaften
gefordert

GrosserRat Das kantonale Amt
für Beistandschaften und Er-
wachsenenschutz (Abes), das
Menschen mit psychischen Pro-
blemen, starker Sucht oder auch
zerstrittene Familien betreut, ist
überlastet. Laut dem im Juni er-
schienenen Bericht der grossrät-
lichen Geschäftsprüfungskom-
mission ist der Arbeitsdruck der
Mitarbeitenden sehr hoch. Die
Belastung beträgt knapp 100
Fälle pro Vollzeitstelle, die zu-
ständige nationale Fachkonfe-
renz empfiehlt jedoch nur 60
Klientinnen und Klienten. Nun
fordert EVP-Grossrat Christoph
Hochuli mit einem Vorstoss
mehr Ressourcen für das Abes.
Auch lanciert er die Idee, Bei-
standschaften an externe Fach-
personen zu vergeben, bis sich
die Arbeitsbelastung im Amt
normalisiert hat. Hochulis Vor-
stoss wird von Grossräten ande-
rer Parteien unterstützt.

Die Anzahl Gefährdungs-
meldungen ist jüngst weiter ge-
stiegen. Die Fallstatistik des
AbeszeigtvorallemeineZunah-
me der Fälle bei jungen Erwach-
senen zwischen 18 und 25 Jah-
ren; diese verdoppelten sich in-
nert vier Jahren. Hochuli fordert
indiesemZusammenhang,dass
in Zusammenarbeit mit Amts-
stellen präventive Massnahmen
zur Reduktion dieser Zahlen er-
griffen werden. Das Abes be-
schäftigt 37 Beistandspersonen,
die sich 27,55 Vollzeitstellen tei-
len.Betreutwerden2600Klien-
tinnen und Klienten. (bz)

Nachrichten
Drohnen-Flugverbot
wegenZionistenkongress

Sicherheit SeitgesternSonntag-
morgen und bis heute Montag
um Mitternacht gilt über Basel
ein Flugverbot. Grund sind die
125-Jahr-Jubiläumsfeierlichkei-
tendeserstenZionistenkongres-
ses. Die Basler Polizei macht
darauf aufmerksam, dass dieses
Verbot auch für Drohnen, Mini-
Drohnen, Modellflugzeuge,
Gleitschirme und Deltasegler
gilt. Das Verbot gilt 18,5 Kilome-
ter um das Basler Stadtcasino –
demnachalsoweitüberdieStadt
hinaus. Eine Missachtung des
Verbotswerdestrafrechtlichver-
folgt, betont die Polizei in ihrer
Mitteilung.Manbehalte sichvor,
bei Widerhandlungen Fluggerä-
te zu beschlagnahmen. (bz)

19-Jähriger amBahnhof
insGleisbett gestossen

KrachBei einem Streit ist in der
NachtaufSamstag ist ein19-jäh-
rigerMannamBahnhofSBBver-
letzt worden. Er musste für Ab-
klärungen ins Spital gebracht
werden. LauterstenErkenntnis-
sen der Polizei hatte der mut-
massliche Täter, ein 34-jähriger
Eritreer, den jungen Mann kurz
nach 3 Uhr nach einem verbalen
StreitbeimGleis 1gestossen, so-
dass dieser ins Gleisbett fiel. Die
Transportpolizei der SBB konn-
tedenTatverdächtigenanhalten
und ihn der Polizei übergeben.
WegendesunklarenVerlaufsder
Auseinandersetzung werden
Zeugen gesucht. (bz)

Die Basler Schulen behalten das Angebot des Testens bei. Bild: Willi Wenger

Kita-Mitarbeitende können sich kaum mehr um Sonderbedürfnisse der Kinder kümmern. Bild: Sandra Ardizzone


